Musterbrief
Rückforderung überhöhter Rücklastschriftpauschalen von der Telefónica GmbH & Co. OHG (O2)
Stand: 7. Dezember 2015
Der Telefónica GmbH & Co. KG wurde durch Urteil des Landgerichts München I vom 17.01.2013, Az. 12 O 7943/12 untersagt, in ihren Preislisten Rücklastschriftpauschalen von 19,00 € vorzusehen. Durch Urteil des Landgericht München I vom 28.11.2013, Az. 12 O 17407/13 wurde Telefónica auch die Erhebung der auf 7,50 € reduzierten Rücklastschriftpauschale untersagt. Die Urteile sind rechtskräftig. Telefónica ist an diese Urteile gem. § 11 UKlaG auch gegenüber betroffenen Verbrauchern gebunden. Verbraucher können daher von ihnen gezahlte Rücklastschriftpauschalen i.H.v. 7,50 € oder höher unter Berufung auf die Urteile komplett von Telefónica zurückverlangen, ohne dass Telefónica einwenden darf, dass die Pauschalen rechtmäßig gewesen seien. 

Achtung: Beachten Sie, dass die Rückforderungsansprüche binnen 3 Jahren zum Jahresende verjähren! Rückforderungsansprüche für im Jahre 2012 gezahlte Pauschalen verjähren also zum 31.12.2015, Rückforderungsansprüche aus dem Jahre 2013 verjähren zum 31.12.2016, usw.
Auf der folgenden Seite dieser Datei finden Sie ein Musterschreiben, mit dem Sie die Pauschalen zurückzufordern können. Tauschen Sie einfach die in spitze Klammern gesetzten Passagen durch Ihre individuellen Daten aus. Wenn Sie nur eine Rechnung beanstanden wollen, löschen Sie die überflüssigen Rechnungszeilen einfach. Als Zahlungsfrist sollten Sie etwa zwei Wochen gewähren.
Wir empfehlen Ihnen, das Schreiben zu faxen. In diesem Fall haben Sie immerhin einen preiswerten Absendenachweis. Sie können das Schreiben natürlich auch per Post versenden. Dann sollten Sie die Zeile „nur per Fax …“ über der Empfängeradresse löschen.
Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der Anspruchsdurchsetzung.

Ihr Deutscher Verbraucherschutzverein e.V.
<Ihre Anschrift>

nur per Fax: 0800 / 55 222 55
Telefónica Germany GmbH & Co. OHG

Georg-Brauchle-Ring 23-25 
80992 München

<Ort>, <Datum>
Meine Kundenummer: <Ihre Kundennummer>
Rückforderung überhöhter Rücklastschriftpauschalen
Sehr geehrte Damen und Herren,
Sie haben von mir in folgenden Fällen überhöhte Rücklastschriftpauschalen vereinnahmt:

Rechnung Nr. <Rechnungsnummer> vom <Datum>, Rücklastschriftpauschale
19,00 € 

Rechnung Nr. <Rechnungsnummer> vom <Datum>, Rücklastschriftpauschale
7,50 € 

Rechnung Nr. <Rechnungsnummer> vom <Datum>, Mahnpauschale
7,50 € 

Summe:
<Summe> €
Das LG München I hat Ihnen durch Urteil vom 17.01.2013, Az. 12 O 7943/12, untersagt, Rücklastschriftpauschalenklauseln mit einer Pauschale von 19,00 € zu verwenden, weil der Betrag von 19,00 € höher ist als der gewöhnliche Rücklastschriftschaden. Mit Urteil vom 28.11.2013, Az. 12 O 17407/13 hat Ihnen das Gericht auch die Verwendung der Rücklastschriftpauschalenklauseln mit einer Pauschale von 7,50 € untersagt, weil auch dieser Betrag noch überhöht ist.
Ich fordere Sie daher auf, oben aufgelistete Beträge von insgesamt 

<Betrag> € bis zum <Datum>
auf mein Konto

IBAN: <IBAN>


BIC: <BIC>

zu überweisen.

Mit freundlichen Grüßen
<Unterschrift>
